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Arbeitslosigkeit zur 
Wertschöpfung nutzen

Der Verfasser schlägt vor, das durch die
Arbeitslosigkeit brachliegende Potential
zur Wertschöpfung zu nutzen und da-
durch die volkswirtschaftliche Gesamt-
leistung Deutschlands zu steigern. Da-
mit soll die Arbeitslosigkeit als wirtschaft-
liches und soziales Phänomen wirksam
abgebaut und zugleich ein wirtschaftlicher
Auftrieb erzeugt werden.

Notwendig ist dazu die grundsätzliche Än-
derung der Arbeitslosenversicherung. Sie
soll nicht mehr einfach Geld als Lohner-
satz bieten, sondern eine garantierte Mög-
lichkeit, diesen Lohnersatz im Rahmen ei-
ner besonderen Leiharbeitsorganisation
zu verdienen.

Das Problem

Die Massenarbeitslosigkeit in mehrfacher
Millionenhöhe ist seit rund einem Jahr-
zehnt ein viel beklagter Sachverhalt der
deutschen Wirtschafts- und Gesell-
schaftspolitik geworden, an den man sich
gewöhnt hat, über den viel geredet wird.
Zu dessen Ursachen gibt es mannigfache
Diskussionen und Spekulationen. Die Ver-
antwortung wird – je nach politischer Ein-
stellung – der jetzigen oder der früheren
Regierung, den Arbeitgebern oder den
Gewerkschaften, der Wirtschaftsordnung,
insbesondere der »Globalisierung« und
stets der eigenen und der Weltkonjunktur
(die sich freilich immer wieder ändern oh-
ne durchschlagende Wirkung auf die Be-
schäftigung in Deutschland) zugewiesen.
Einige Wochen lang schien im Chor der
veröffentlichten Meinung unzureichende
Vermittlungstätigkeit der Bundesanstalt
für Arbeit und ihrer Arbeitsämter als gra-
vierende Ursache festzustehen. Mittler-
weile hat sich jedoch die simple, aber rich-
tige Erkenntnis wieder durchgesetzt, dass
die Arbeitsämter nur solche Arbeitsmög-
lichkeiten vermitteln können, die angebo-
ten werden und für die jemand zu zahlen
bereit und in der Lage ist. Auch ist deut-
lich geworden, dass die Annahme der an-
gebotenen Arbeit für viele Arbeitslose fi-
nanziell uninteressant ist, weil ihnen die

Leistungen der Arbeitslosenversicherung,
ohne die Notwendigkeit zu arbeiten, reiz-
voller erscheinen als eine entsprechende
sozialversicherte Tätigkeit mit vollem Brut-
tolohn. Die Arbeitslosigkeit wird damit wie-
der als Wirtschaftsproblem erkennbar, das
eben nur mit wirtschaftlichen Mitteln ge-
löst werden kann.

Zu diesem Sachverhalt sind in den letz-
ten Jahren weitere Übel für die deutsche
Volkswirtschaft hinzu gekommen, die mit
der Arbeitslosigkeit als Ursache oder Fol-
ge in Zusammenhang stehen: Rückgang
des Wirtschaftswachstums, Haushalts-
probleme des Bundes und der Länder,
Steigerung der Staatsverschuldung bis
nahe an die in der EU geltende Ober-
grenze mit der Folge, dass öffentliche
Mittel für wirtschafts- und beschäfti-
gungsfördernde Maßnahmen und zur Fi-
nanzierung einer grundlegenden Umstel-
lung des Steuersystems kaum aufzutrei-
ben sind, Geldnot der Gemeinden, be-
sonders der großen Städte, Verschlech-
terung der Zahlungsmoral, wirtschaftliche
Bedrängnis des Mittelstandes, erhebliche
Zunahme der Insolvenzen, Unsicherheit
der Altersrentenversicherung und des Ge-
sundheitswesens.

All dies wird von weiteren Schüben neu-
er Arbeitslosigkeit begleitet, wenn große
Arbeitgeber – mehr oder weniger ge-
zwungen – Zehntausende von Arbeits-
plätzen streichen, ohne dass aus der Wirt-
schaft selbst ausgleichender neuer Be-
darf an diesen Arbeitskräften bekannt
wird. Viele mögliche Arbeitgeber scheu-
en das Risiko der Bindung ordentlicher
Arbeitsverträge, oft sogar grundsätzlich
die Beschäftigung weiterer Arbeitnehmer,
selbst um den Preis, nicht weiter expan-
dieren zu können. Den Gemeinden und
anderen öffentlich-rechtlichen Körper-
schaften, die entweder direkt als Arbeit-
geber in Betracht zu ziehen sind oder aber
als Auftraggeber mittelbar den Arbeits-
markt erweitern können, fehlt immer mehr
das dazu nötige Geld. Die Arbeitslosigkeit
ist aber so aufwendig, dass sie nicht nur
von der Solidargemeinschaft der Arbeit-
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geber und der Arbeitnehmer, sondern zunehmend auch aus
Steuermitteln finanziert werden muss. Kosten wurden auch
in andere Sozialsysteme verlagert, z.B. durch den vorgezo-
genen Ruhestand.

Zusammenhänge

Es besteht also der merkwürdige Umstand, dass Geld für
notwendige Arbeiten fehlt und die Arbeitslosigkeit dadurch
vergrößert wird, andererseits gleichzeitig Geld in die Ar-
beitslosigkeit und ihre Bewältigung fließt, ohne dass ein Aus-
gleich stattfindet. Am deutlichsten wird dies in den neuen
Ländern, wo vielerorts der öffentliche Investitionsbedarf mit
Händen zu greifen, gleichzeitig aber auch die Arbeitslosig-
keit relativ am größten ist.

Eine besonders schwerwiegende Folge der großen Ar-
beitslosigkeit ist aber ihre Rückwirkung auf das Volksein-
kommen, auf das Bruttoinlandsprodukt. Der Ausfall der Leis-
tung von (mindestens) 4 Mill. möglicher Erwerbstätiger liegt
in der Größenordnung der Gesamtleistung eines kleineren
Staates, wie etwa Portugal oder der Schweiz. Der Ausfall ei-
nes so hohen sonst möglichen Beitrages zu der volkswirt-
schaftlichen Gesamtleistung Deutschlands hat Folgen. Die-
se Gesamtleistung ist nämlich auch die finanzielle Grundla-
ge für das Wirken des Staates von der Schule über den Stra-
ßenbau bis zur Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit.
Die Arbeitslosigkeit bewirkt also auch, dass die Vorteile der
staatlichen Ordnung, die allen Bürgern und Einwohnern zu-
gute kommen, für die Erwerbslosen von den Erwerbstäti-
gen mitverdient werden müssen, bzw. dass die Letzteren
nur ein kleineres Stück vom Sozialkuchen abbekommen
können, als es ihrer Leistung entspräche. 

Arbeitslosigkeit geht also uns alle etwas an. Das darf aber
in einem Sozialstaat dennoch nicht zu unsozialer Härte der
Mehrheit gegen die Minderheit der gegen ihren Wunsch und
Willen – vielleicht nur wegen ihres Lebensalters – arbeitslos
gewordenen Mitbürger verleiten. Eine nachhaltige Ab-
schwächung des sozialen Schutzes gegen die Folgen der
Arbeitslosigkeit wäre sozial recht problematisch und ist schon
daher gegenwärtig sicher nicht gewollt, sie hätte auch volks-
wirtschaftlich erhebliche Nachteile. Dieser Satz scheint in
Widerspruch zu stehen zur Notwendigkeit, die Arbeitsauf-
nahme im Vergleich zum Leben aus den Sozialsystemen
reizvoller erscheinen zu lassen. Diese Notwendigkeit besteht
insbesondere in Bezug auf diejenigen, die nicht die innere
moralische Verpflichtung verspüren, aus eigenen Kräften
zu leben, statt sich den Lebensunterhalt von der Allge-
meinheit ohne weiteres eigenes Tun finanzieren zu lassen.
Zur Beseitigung dieser Spannung wurde immer wieder die
Absenkung des Arbeitslosengeldes und anderer Transfer-
leistungen gefordert. Das sollte aber aus den genannten
Gründen nicht geschehen.

Dennoch kommt der Lösung der Problematik größte Be-
deutung zu. Die Schätzungen der Zahl der »unechten« Ar-
beitslosen ohne Motivation zur Arbeitsaufnahme bewegen
sich zwischen 20 und 30%. Die Motivation fehlt meist des-
halb, weil beim Vergleich der Einkommen aus der möglichen
Arbeit mit den tatsächlichen Einkünften aus den Sozialsys-
temen die Arbeitsaufnahme »unwirtschaftlich« erscheint.
Die Argumentation ist oft folgende: 65% des letzten Net-
toeinkommens für 0% Arbeit ist reizvoller als 100% Brutto-
lohn für 100% Arbeit. Dem Arbeitslosen gilt dann oft nur
die Differenz der Beträge als aus Arbeit erzielbarer Verdienst
(»soll man dafür einen Monat arbeiten?«). Und der ist ihm
dann zu gering, gleichgültig ob dabei Freizeitinteressen maß-
gebend sind oder die Möglichkeit, gewonnene Zeit mehr
oder weniger legal wirtschaftlich zu nutzen. Dieser Span-
nung kann mit Kombilohnmodellen nicht ausreichend ent-
gegengewirkt werden, die zudem öffentliche Hände weiter
belasten würden.

Lösungswege

Die Arbeitsaufnahme muss reizvoller werden, als die Ar-
beitslosigkeit mit sozialer Abfederung.

Die Lösung dieses großen Problems bei der Bekämpfung
unserer Arbeitslosigkeit muss zudem auf einem Wege ge-
funden werden, der nicht an anderer Stelle unabsehbare
neue Probleme schafft. Die Arbeitslosigkeit ist wie die Ar-
beit selbst Teil des Wirtschaftsgeschehens, ist Folge, aber
auch Ursache anderer wirtschaftlicher Vorgänge oder wirt-
schaftsbedeutsamer Entwicklungen, wenn sie auch eine be-
sonders große soziale und menschliche Bedeutung hat. Der
Arbeitslosigkeit sollte deshalb auch nicht isoliert lediglich mit
sozialen, sondern integral mit wirtschaftlichen Mitteln ent-
gegengewirkt werden, und das heißt bei uns mit Mitteln der
sozialen Marktwirtschaft. Dabei muss »Wirtschaftsverträg-
lichkeit« geachtet werden, also darauf, dass durch die Maß-
nahmen gegen die Arbeitslosigkeit nicht andere, vermeid-
bare Schäden im Wirtschaftssystem entstehen. So dürfen
z.B. funktionierende Teilarbeitsmärkte nicht gestört wer-
den. Die soziale Komponente in unserem Wirtschaftssys-
tem verpflichtet und begünstigt dabei alle Wirtschaftsteil-
nehmer. Alle haben daher zu einem fairen Teil an der Über-
windung von Problemsituationen der Gesamtwirtschaft mit-
zuwirken.

Für die Arbeitslosen bedeutet das, dass auch sie ihren Teil
zur Überwindung der – übrigens gegenwärtig weitgehend
strukturellen – Arbeitslosigkeit ebenso beizutragen haben,
wie auch zum Abbau des gefährlich hohen Schuldenstan-
des der öffentlichen Hände und zur Erweiterung des engen
Kreditspielraumes Deutschlands, wenn dies zur Sicherung
der Zukunft geboten ist. Und womit können sie diesen Bei-
trag leisten?

4



55.  Jahrgang –  i fo  Schne l ld ienst  12/2002

Zur Diskussion gestellt

Mit ihrer Arbeit! Mag das auch zunächst paradox erschei-
nen, so ist doch in Erinnerung zu rufen, dass die Erwerbs-
losen nicht arbeitslos sind, weil es keine Arbeit, weil es nichts
zu tun gäbe, sondern im korrekten Fall meist, weil die Be-
zahlung dieser Arbeit nicht wirtschaftlich finanziert werden
kann. Es gibt also an sich sinnvolle Arbeit für alle. 

Zur Erfüllung der sozialen Verpflichtung, aus der heraus der
Arbeitslose im Versicherungsfall einen angemessenen Teil
seines bisherigen Lohnes erhält, ist es nicht notwendig und
nicht geboten, dass er in dieser Zeit nicht zu arbeiten braucht.
Eher das Gegenteil ist geraten: Dem Arbeitslosen soll der
Kontakt zur Arbeitswelt erhalten werden, damit er als Ar-
beitskraft aktuell bleibt. Auch gelten Versicherungsgrund-
sätze: Wie die Sachversicherer im Schadensfall den Rest-
wert beschädigter Bestände durch Veräußerung realisie-
ren, um den Gesamtschaden zu verkleinern und damit auch
die Prämien der Versicherten in Grenzen halten, so sollten
die Arbeitslosenversicherung und andere Sozialsysteme be-
rechtigt und verpflichtet werden, die durch den Versiche-
rungsfall – den Verlust des Arbeitsplatzes – freigewordene
und brachliegende Arbeitskraft angemessen zu nutzen und
zu verwerten und damit den finanziellen Schaden zu min-
dern. Die Umstellung auf eine derartige Regelung erhielte ih-
re Rechtfertigung nicht zuletzt auch dadurch, dass das ver-
sicherte Risiko durch die Massenarbeitslosigkeit für die Ge-
meinschaft der Versicherten und Beitragszahler längst zu
hoch geworden ist und dass die zur Erhaltung des Versi-
cherungssystems rechnerisch sonst notwendige Erhöhung
der Beiträge zu einer Erhöhung der Arbeitsplatznebenkos-
ten und damit zu weiterer Arbeitslosigkeit führen würde.
Demgegenüber ist dann doch die Heranziehung der brach-
liegenden Arbeitskraft als sozialverträglichere Lösung vor-
zuziehen und juristisch gerechtfertigt.

Regelungsmodell

Für die Umsetzung dieser Überlegungen bedeutet dies u.a.
vom Gesetzgeber anzuordnende Regelungen für folgen-
den Ablauf:

Der Arbeitlose meldet sich zum frühest möglichen Zeitpunkt
beim Arbeitsamt.

Von dort wird er nach Erfassung und Beratung in der Regel
einer – privaten oder öffentlichen – lizenzierten und kontrol-
lierten Zeitarbeitsfirma zugewiesen.

Der Arbeitslose bekommt dann sein Arbeitslosengeld nach
den bisher geltenden Regeln und nach Bestätigung der Ar-
beitsaufnahme vom Arbeitsamt.

Die Zeitarbeitsfirma vermittelt die von ihr betreuten Perso-
nen auf eigene Rechnung an Arbeitgeber. Sie versucht

»Marktpreise«, also orts- und branchenübliche oder erziel-
bare Gegenleistungen zu erreichen. Sie muss einen ange-
messenen Teil ihrer Einnahmen an die Arbeitslosenversi-
cherung zur Kostenminderung weiterleiten. Sie kann ande-
rerseits aber auch in kleinerem Umfang Leistungszulagen
als Leistungsanreiz zahlen.

Die ordentliche Ausführung der übertragenen Arbeiten ist
Bedingung und Voraussetzung der Zahlung des Arbeitslo-
sengeldes. Sie muss von der Zeitarbeitsfirma monatlich
rechtzeitig dem Arbeitsamt bestätigt werden.

Personen, für die keine geeignete gewerbliche Arbeit ge-
funden wird, werden öffentlichen Einrichtungen für Aktions-
programme oder andere definierte Tätigkeiten zu günsti-
gen Bedingungen zugewiesen. In geeigneten Fällen, insbe-
sondere bei überwiegendem öffentlichen Interesse kann das
auch vom Arbeitsamt unmittelbar veranlasst werden.

Das Nähere über Arbeitsbedingungen, Schutzvorschriften,
Urlaub, Arbeitnehmervertretung usw. regelt eine Rechts-
verordnung der Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung und für Wirtschaft. Angesichts der in der Regel kür-
zerfristigen Tätigkeit in diesem Rechtskreis und zur Vermei-
dung schädlicher Komplizierung dieses Instruments ist da-
bei eine Beschränkung auf das notwendige Minimum an Re-
gelungsdichte angezeigt. 

Der Arbeitslose erbringt so eine volle Arbeitsleistung für ei-
ne im Verhältnis zum Normallohn geringere, aber seinen
sozialen Schutz gewährleistende Gegenleistung. Der ge-
währte Schutz ist ausreichend, hält aber durch die Ver-
pflichtung zur Arbeit den nötigen Abstand zu dem Einkom-
men aus einem regulären Arbeitsverhältnis. Anreiz und An-
trieb, sich um einen neuen Arbeitsplatz auch mit eigener In-
itiative zu bemühen oder auch den Weg zur Gründung ei-
ner selbständigen Existenz zu suchen, bleiben voll wirksam.

Das vorgeschlagene Modell des Schutzes von Arbeitslo-
sen durch die Gewährung von Arbeitslosengeld oder an-
derer Sozialleistungen gegen Arbeitsleistung verbindet die
soziale Sicherung arbeitsloser Menschen unter weitgehen-
dem Ausschluss von Missbrauch mit der Erfüllung einer Rei-
he anderer Ziele:

Die Arbeitslosen tragen auf diese Weise durch ihre Tätig-
keit selbst zur Verringerung der Kosten der Arbeitslosigkeit
und damit indirekt zur Verringerung der Arbeitsplatzneben-
kosten und zur Vermeidung neuer Arbeitslosigkeit bei.

Die Notwendigkeit, sich das Arbeitslosengeld durch Arbeit
zu verdienen, dürfte bei praktischem Wirksamwerden des
Systems der Leiharbeit einen größeren Teil von Scheinar-
beitswilligen veranlassen, aus der Betreuung der Arbeitslo-
senversicherung auszuscheiden und so Kosten einzuspa-
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ren und natürlich auch die Statistik korrekt zu verbessern.
Dieser Effekt könnte möglicherweise beschleunigt werden,
wenn schon bald nach der Gesetzesänderung bekannt ge-
geben wird, dass Missbräuche aus der Vergangenheit mit
straf- und zivilrechtlichen Mitteln verfolgt werden, wenn sie
nicht vor einem festzusetzenden Zeitpunkt beendet werden.

Personen, die erkennbar auf absehbare Zeit dem Arbeits-
markt nicht zur Verfügung stehen, weil sie krank oder durch
andere Umstände an der Aufnahme einer Arbeit gehindert
sind, und darum auch keine Tätigkeit im Leiharbeitsverhält-
nis aufnehmen, scheiden aus der Betreuung als Arbeitslose
– und natürlich auch aus der entsprechenden Statistik aus.
Ihre soziale Sicherung muss einem anderen Sozialsystem ob-
liegen, vor allem der Sozialhilfe. Deren besondere und dann
natürlich verstärkte Probleme müssen gelöst, können aber
im Rahmen dieser Darlegungen nicht behandelt werden.

Durch die Eingliederung von bisher Arbeitslosen in den Pro-
duktionsprozess wird mehr Wertschöpfung erzielt. Dies führt
direkt und indirekt zu weiterer Wirtschaftsbelebung und da-
mit auch zu messbarem Wirtschaftswachstum und zu ver-
mehrten Steuereingängen.

Auch die Tätigkeit in nicht gewerblichen Einrichtungen, z.B.
Behörden, für die Zeitarbeitsgesellschaft führt im Prinzip zu
ähnlichen Ergebnissen. Selbst die im Bereich der öffentlichen
Verwaltungen ohne größere Gegenleistungen Tätigen, wer-
den, je nach Ausgestaltung ihrer Position, wenigstens mit
ihren monatlichen Einkünften zur Erhöhung des Bruttoin-
landsprodukts und damit zur Verbesserung der Kreditsitu-
ation der Bundesrepublik Deutschland beitragen.

Die Tätigkeit im Rahmen der Leiharbeit führt in vielen Fällen zu
einer faktischen Vermittlung eines neuen Arbeitsplatzes. Wenn
ein Arbeitgeber im Rahmen der Leiharbeit einen Mitarbeiter po-
sitiv bewertet und behalten möchte, muss er ihm einen or-
dentlichen Arbeitsvertrag anbieten, ihn also regulär einstellen,
wenn er auf Zustimmung bei dem neuen Mitarbeiter trifft. Die
Leiharbeit kann damit faktisch wie eine »Vor-Probezeit« wirken,
die das Einstellungsrisiko für beide Seiten erheblich verringert.
Dieser Vermittlungseffekt sollte schon bei der Zuweisung von
Arbeitslosen in geeignete Stellen positiv mitbedacht werden.

Organisation

Die Neuorganisation der Arbeitsverwaltung muss auf die
ihr übertragenen Aufgaben zugeschnitten werden. Das setzt
die vorangegangene Sach- und Systementscheidung über
die Methode der sozialen Sicherung Arbeitsloser voraus.
Wenn das hier vorgeschlagene Modell akzeptiert wird, kann
von einer erheblichen Verringerung der Fallzahlen und von
einer Zunahme der Flexibilität des Arbeitsmarktes ausge-
gangen werden.

Auch die klassische Aufgabe der Vermittlung wird davon be-
einflusst, weil sie zu einem wesentlichen Teil von den Zeit-
arbeitsfirmen, gewollt oder faktisch, miterledigt würde. An-
dererseits bleiben eine Fülle von Aufgaben für eine objekti-
ve und engagierte Arbeitsverwaltung. Dazu gehören die
Rechts- und Sachaufsicht über die Zeitarbeitsfirmen zur Ver-
hinderung von Ausbeutung oder Abweichen von den sach-
lichen Vorgaben der Arbeitslosenpolitik und zur Wahrung der
wirtschaftlichen Interessen der Arbeitslosenversicherung.
Dazu gehört aber auch die weitgehende Vermeidung von
Marktstörungen, etwa durch Zurücksetzung von Marktteil-
nehmern bei der Zuweisung von Arbeitslosen oder auch
erhebliche, unzumutbare Verschlechterung der Wettbe-
werbsbedingungen für bereits tätige Unternehmen.

Für die neuen Länder könnte sich auch eine umfassende Pro-
jektsteuerung für eine große rationelle Beschäftigungs- und
Renovierungskampagne zusammen mit den beteiligten Län-
dern anbieten. Sie könnte und sollte zusammen mit anderen
Initiativen und Fördermöglichkeiten zu einem Aufbruch zum
wirtschaftlichen Aufschluss an die alten Bundesländer führen.

Sonstiges

Es bleibt noch darauf hinzuweisen, dass natürlich noch ei-
ne ganze Reihe weiterer Ursachen der Arbeitslosigkeit an-
gegangen werden müssen.

So sollten bei Massenentlassungen etwa bei Aufgabe ei-
nes Filialnetzes nach Bankenfusion die Arbeitgeber an ers-
ter Stelle nach neuen Verwendungen, nach neuen Arbeit-
gebern für die Mitarbeiter suchen, statt eine eingespielte Ar-
beitseinheit zu zerschlagen. 

Das Risiko der Festanstellung weiterer Kräfte könnte für klei-
nere Unternehmer, z.B. Handwerker durch genossen-
schaftliche Absicherung erleichtert werden.

Haushaltshilfen, die bei zunehmender Berufstätigkeit der
Frauen mit Familie immer wichtiger werden, könnten durch
Zusammenschluss mehrerer Haushalte zu Minigenossen-
schaften sozial abgesichert werden.

Es zeigt sich, dass der »Reichtum der Nationen« gerade in
Deutschland vor allem in seinen in der Wirtschaft tätigen
Menschen liegt. Die Arbeitslosen bilden nicht eine Last, son-
dern eine nicht genutzte, vernachlässigte Chance. Diese
sollte mit geeigneten Mitteln nutzbar gemacht werden. 
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